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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Freibetrages in der gesetzlichen 
Krankenversicherung zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge 
(GKV-Betriebsrentenfreibetragsgesetz – GKV-BRG) 

A. Problem und Ziel 
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung sind in der gesetzlichen Kranken-
versicherung als sogenannte Versorgungsbezüge beitragspflichtig. Auf Versor-
gungsbezüge werden Krankenversicherungsbeiträge nach dem allgemeinen Bei-
tragssatz zuzüglich des kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes erhoben. Die 
Betriebsrentnerinnen und -rentner haben diese Beiträge allein zu tragen. Dies ver-
ringert die Attraktivität von Betriebsrenten und führt heute vielfach dazu, dass 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegenüber entsprechenden Angeboten zu-
rückhaltend sind. Die Erhebung von Krankenversicherungsbeiträgen auf Versor-
gungsbezüge hemmt somit den weiteren Auf- und Ausbau der betrieblichen Al-
tersversorgung. 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die betriebliche Altersversorgung zu stärken und 
für Beschäftigte attraktiver zu machen. Betriebsrentnerinnen und -rentner werden 
von Krankenversicherungsbeiträgen, die sie im Alter aus Leistungen der betrieb-
lichen Altersversorgung zu leisten haben, entlastet. Dies ist ein klares Signal, zu-
sätzlich für das Alter vorzusorgen. Beschäftigte werden motiviert, eine Betriebs-
rente aufzubauen und damit ihre Altersvorsorge zu stärken. Die heutigen Betriebs-
rentnerinnen und -rentner werden durch den Gesetzentwurf ebenfalls entlastet. 
Die Attraktivität der betrieblichen Altersvorsorge wird gesteigert. 

B. Lösung 
Mit dem Gesetzentwurf wird ab dem 1. Januar 2020 für Leistungen der betriebli-
chen Altersversorgung zusätzlich zur Freigrenze ein Freibetrag eingeführt. Dieser 
ist gleichermaßen auf monatliche Zahlungen und bei der Verbeitragung von ein-
maligen Kapitalauszahlungen anzuwenden. Versicherungspflichtige Mitglieder 
der gesetzlichen Krankenversicherung werden dadurch ganz oder teilweise von 
Beiträgen entlastet.  

Insgesamt summiert sich die Entlastung auf rund 1,2 Milliarden Euro jährlich. Für 
rund 60 Prozent der betroffenen Betriebsrentnerinnen und -rentner bedeutet dies, 
dass sie künftig maximal die Hälfte des bisherigen Krankenversicherungsbeitrags 
leisten müssen. Auch die übrigen rund 40 Prozent der Rentnerinnen und Rentner 
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mit Leistungen der betrieblichen Altersvorsorge profitieren von dem Freibetrag. 
Sie werden jährlich um rund 300 Euro entlastet. In der Pflegeversicherung findet 
weiterhin ausschließlich die bisherige Freigrenze Anwendung. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Der gesetzlichen Krankenversicherung entstehen durch den Freibetrag bei Leis-
tungen der betrieblichen Altersversorgung ab dem Jahr 2020 jährliche Minderein-
nahmen in Höhe von 1,2 Milliarden Euro. Im Jahr 2020 werden diese Minderein-
nahmen vollständig aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds aufgefan-
gen, da die Zuweisungen an die gesetzlichen Krankenkassen für das Jahr 2020 
bereits festgelegt wurden. In den Jahren 2021 bis 2023 betragen die Minderein-
nahmen der Krankenkassen aufgrund der in diesen Jahren vorgesehenen Entnah-
men aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds 300 Millionen Euro im Jahr 
2021, 600 Millionen Euro im Jahr 2022 und 900 Millionen Euro im Jahr 2023.  

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
In der Wirtschaft sind die aktuell rund 46 000 Zahlstellen von Betriebsrenten, die 
in der Zahlstellendatei des GKV-Spitzenverbandes registriert sind, von der Ände-
rung betroffen. Die Zahlstellen übernehmen in der Regel die Beitragsberechnung 
und Abführung für alle Versicherungspflichtigen. Zusätzlich zur schon durchge-
führten Prüfung, ob die Freigrenze überschritten ist, muss zukünftig auch die An-
rechnung des Freibetrags vorgenommen werden. Dies führt zu einem einmaligen 
Erfüllungsaufwand von rund 2,3 Millionen Euro für die Anpassung der Software-
programme, inklusive der Programmteile zum maschinellen Meldeverfahren mit 
den Krankenkassen und zur Umstellung der aktuellen Bestände.  

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
Das Gesetz enthält keine neuen Informationspflichten, die Bürokratiekosten für 
die Wirtschaft verursachen. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Der gesetzlichen Krankenversicherung entsteht durch die Einführung des Freibe-
trages ein einmaliger, nicht exakt quantifizierbarer Erfüllungsaufwand von rund 
2 bis 2,3 Millionen Euro. Dieser betrifft vor allem die Anpassung der Software-
programme zur Beitragsberechnung, die Anpassung des maschinellen Meldever-
fahrens mit den Zahlstellen der Betriebsrenten und die Umstellung der aktuellen 
Bestände. Vor dem Hintergrund, dass Änderungen der Beitragsbemessung für die 
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Krankenkassen geschäftsüblich sind, wird von einem annähernd vergleichbaren 
Aufwand wie für die Zahlstellen ausgegangen. 

F. Weitere Kosten 
Betriebsrentnerinnen und -rentner, die versicherungspflichtige Mitglieder der ge-
setzlichen Krankenversicherung sind, werden in Höhe von insgesamt 1,2 Milliar-
den Euro jährlich entlastet. Im Einzelnen ergeben sich für die rund 4 Millionen 
pflichtversicherten Betriebsrentnerinnen und Betriebsrentner, die bislang ihre 
Leistungen aus einer betrieblichen Altersvorsorge oberhalb der Freigrenze in vol-
lem Umfang verbeitragt haben, durch die Einführung des Freibetrags eine jährli-
che Entlastung von ca. 300 Euro. Die damit verbundenen Mindereinnahmen der 
gesetzlichen Krankenversicherung führen zu einer entsprechenden Belastung der 
Beitragszahlerinnen und -zahler der gesetzlichen Krankenversicherung. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND  Berlin, 3. Dezember 2019 
 DIE BUNDESKANZLERIN  
 
 

 
 An den  

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Freibetrages in der ge-
setzlichen Krankenversicherung zur Förderung der betrieblichen Alters-
vorsorge (GKV-Betriebsrentenfreibetragsgesetz – GKV-BRG) 

 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 
 
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
 
Federführend ist das Bundesministerium für Gesundheit. 
 
Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 
 
Der Bundesrat hat in seiner 983. Sitzung am 29. November 2019 beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Freibetrages 
in der gesetzlichen Krankenversicherung  

zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge 

(GKV-Betriebsrentenfreibetragsgesetz – GKV-BRG) 

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich lautend mit der Bundestagsdrucksache 19/15438.  
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Freibetrages in der gesetzlichen Kranken-
versicherung zur Förderung der betrieblichen Altersvorsorge (NKR-Nr. 5060, BMG) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens ge-
prüft. 

I. Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger keine Auswirkungen 

Wirtschaft  
Einmaliger Erfüllungsaufwand: 2,3 Mio. Euro 

Verwaltung  
(Gesetzliche Krankenversicherung)  

Einmaliger Erfüllungsaufwand: 2,3 Mio. Euro 

Weitere Kosten Der Freibetrag bei Leistungen der betriebli-
chen Altersversorgung entlastet die Be-
triebsrentnerinnen und -rentner ab 2020 von 
Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversi-
cherung von jährlich 1,2 Mrd. Euro. 

Das Ressort hat den Erfüllungsaufwand und die Weiteren Kosten nachvollziehbar dar-
gestellt. Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auf-
trags keine Einwände gegen die Darstellung der Folgen in dem vorliegenden Rege-
lungsentwurf.  

II. Im Einzelnen 

Betriebsrentnerinnen und -rentner müssen für Leistungen der betrieblichen Altersversorgung, 

sog. Versorgungsbezüge, Beiträge in die gesetzliche Krankenversicherung einzahlen. Die Bei-

träge werden nach dem allgemeinen Beitragssatz zuzüglich des Zusatzbeitragssatzes erhoben. 

Mit dem Gesetzentwurf soll die betriebliche Altersversorgung gestärkt und für Beschäftigte attrak-

tiver werden. Deshalb sollen Betriebsrentnerinnen und -rentner von Krankenversicherungsbeiträ-

gen entlastet werden, die sie im Alter aus Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zu leis-

ten haben. Ab 1. Januar 2020 soll für Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zusätzlich 

ein Freibetrag eingeführt werden. Versicherungspflichtige Mitglieder der gesetzlichen Kranken-

versicherung werden dadurch ganz oder teilweise von den Beiträgen befreit.  
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II.1.  Erfüllungsaufwand 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand.  

Wirtschaft 

Der GKV-Spitzenverband hat rund 46.000 Zahlstellen von Betriebsrenten registriert, die von den 

Änderungen betroffen sind. Sie übernehmen in der Regel die Beitragsberechnung und Abführung 

für alle Versicherungspflichtigen. Künftig muss die Anrechnung des Freibetrages vorgenommen 

werden. Dies führt zu einem einmaligen Erfüllungsaufwand durch Anpassung der Softwarepro-

gramme, des maschinellen Meldeverfahrens mit den Krankenkassen und durch die Umstellung 

der aktuellen Bestände. Das Ressort hat als zusätzliche Kosten pro Zahlstelle 50 Euro kalkuliert. 

Damit entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 2,3 Mio. Euro.  

Verwaltung 

Der Verwaltung, hier der gesetzlichen Krankenversicherung, entsteht durch die Einführung des 

Freibetrages ein einmaliger Erfüllungsaufwand. Dieser betrifft bei den 109 gesetzlichen Kranken-

kassen vor allem die Anpassung der Softwareprogramme zur Beitragsberechnung, die Anpas-

sung des maschinellen Meldeverfahrens mit den Zahlstellen der Betriebsrenten und die Umstel-

lung der aktuellen Bestände. Das Ressort geht von einem vergleichbaren Aufwand wie für die 

Zahlstellen aus, so dass ein einmaliger Erfüllungsaufwand von 2,3 Mio. Euro entsteht. 

Das Ressort hat den Erfüllungsaufwand der Wirtschaft und der Verwaltung plausibel und nach-

vollziehbar dargestellt.  

II.2. Weitere Kosten 

Der zusätzliche Freibetrag führt zu einer Entlastung der Betriebsrentnerinnen und -rentner ab 

2020 von jährlich insgesamt 1,2 Mrd. Euro. Rund 4 Millionen pflichtversicherte Betriebsrentnerin-

nen und Betriebsrentner werden dadurch im Einzelfall um 300 Euro jährlich entlastet. Die damit 

verbundenen jährlichen Beitragsmindereinnahmen der gesetzlichen Krankenversicherung von 

1,2 Mrd. Euro werden durch die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds ausgeglichen. 
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III. Ergebnis 

Das Ressort hat den Erfüllungsaufwand und die Weiteren Kosten nachvollziehbar dargestellt. 

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-

wände gegen die Darstellung der Folgen in dem vorliegenden Regelungsentwurf. 

 

 

Prof. Dr. Kuhlmann Wicklein 

Stellv. Vorsitzende  Berichterstatterin 
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